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1. Gesetzeszweck 

Art. 1 DSGVO Gegenstand und Ziele 

1. Diese Verordnung enthält Vorschriften zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Verkehr solcher Daten. 

2. Diese Verordnung schützt die Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher Personen und 
insbesondere deren Recht auf Schutz personenbezogener Daten. 

3. Der freie Verkehr personenbezogener Daten in der Union darf aus Gründen des Schutzes 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten weder eingeschränkt 
noch verboten werden. 

Art. 3 DSGVO Räumlicher Anwendungsbereich 

1. Diese Verordnung findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten, 
soweit diese im Rahmen der Tätigkeiten einer Niederlassung eines Verantwortlichen oder 
eines Auftragsverarbeiters in der Union erfolgt, unabhängig davon, ob die Verarbeitung in 
der Union stattfindet. 

 

2. Was sind personenbezogene Daten? 

Art. 4 DSGVO Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 

1. „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 
identifizierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als 
identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, 
insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer 
Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren 
besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, 
physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen 
Identität dieser natürlichen Person sind; 



 

 

 

3. Zulässigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten  

Art. 5 DSGVO Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

1. Personenbezogene Daten müssen  

1. auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person 
nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach 
Treu und Glauben, Transparenz“); 

2. für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in 
einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; 
eine Weiterverarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für 
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt 
gemäß Artikel 89 Absatz 1 nicht als unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken 
(„Zweckbindung“); 

3. dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung 
notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“); 

4. sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle 
angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im 
Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder 
berichtigt werden („Richtigkeit“); 

5. in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur 
so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich 
ist; personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit die 
personenbezogenen Daten vorbehaltlich der Durchführung geeigneter technischer und 
organisatorischer Maßnahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Person gefordert werden, ausschließlich für im öffentlichen 
Interesse liegende Archivzwecke oder für wissenschaftliche und historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet 
werden („Speicherbegrenzung“); 

6. in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der 
personenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder 
unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter 
Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung durch geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen („Integrität und Vertraulichkeit“); 

 

Art. 6 DSGVO Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 

1. 1Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden 
Bedingungen erfüllt ist:  

1. Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke gegeben; 
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2. die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die 
betroffene Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich, 
die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen; 

3. die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der der 
Verantwortliche unterliegt; 

4. die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen 
Person oder einer anderen natürlichen Person zu schützen; 

 

 

4. Welche Hinweispflichten bestehen bei Verarbeitung 

von pbD? 

Art. 12 DSGVO Transparente Information, Kommunikation und 

Modalitäten für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person 

1. 1Der Verantwortliche trifft geeignete Maßnahmen, um der betroffenen Person alle 
Informationen gemäß den Artikeln 13 und 14 und alle Mitteilungen gemäß den Artikeln 15 
bis 22 und Artikel 34, die sich auf die Verarbeitung beziehen, in präziser, transparenter, 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache 
zu übermitteln; dies gilt insbesondere für Informationen, die sich speziell an Kinder richten. 
2Die Übermittlung der Informationen erfolgt schriftlich oder in anderer Form, gegebenenfalls 
auch elektronisch. 3Falls von der betroffenen Person verlangt, kann die Information 
mündlich erteilt werden, sofern die Identität der betroffenen Person in anderer Form 
nachgewiesen wurde. 

 

Art. 13 DSGVO Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen 

Daten bei der betroffenen Person 

1. Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der 
Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten 
Folgendes mit:  

1. den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls 
seines Vertreters; 

2. gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten; 

3. die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie 
die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung; 

4. wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten 
Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden; 

5. gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der 
personenbezogenen Daten und 
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6. gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an 
ein Drittland oder eine internationale Organisation zu übermitteln, sowie das 
Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Kommission 
oder im Falle von Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 
Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder angemessenen 
Garantien und die Möglichkeit, wie eine Kopie von ihnen zu erhalten ist, oder wo sie 
verfügbar sind. 

2. Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen 
Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere Informationen zur 
Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung zu 
gewährleisten:  

1. die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies 
nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

2. das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die 
betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder 
auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die 
Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit; 

3. wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu 
widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird; 

4. das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; 

5. ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich 
vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene 
Person verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche 
mögliche Folgen die Nichtbereitstellung hätte und 

6. das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige 
Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten 
Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. 

3. Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck 
weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so 
stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen 
anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur 
Verfügung. 

4. Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene 
Person bereits über die Informationen verfügt. 

 

 

5. Formelle Anforderungen der DSGVO 

 

a) Verzeichnis der Verarbeitungsvorgänge 
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Art. 30 DSGVO Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

1. 1Jeder Verantwortliche und gegebenenfalls sein Vertreter führen ein Verzeichnis aller 
Verarbeitungstätigkeiten, die ihrer Zuständigkeit unterliegen. 2Dieses Verzeichnis enthält 
sämtliche folgenden Angaben:  

1. den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen und gegebenenfalls des 
gemeinsam mit ihm Verantwortlichen, des Vertreters des Verantwortlichen sowie eines 
etwaigen Datenschutzbeauftragten; 

2. die Zwecke der Verarbeitung; 

3. eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien 
personenbezogener Daten; 

4. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten 
offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, einschließlich Empfänger in 
Drittländern oder internationalen Organisationen; 

5. gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland 
oder an eine internationale Organisation, einschließlich der Angabe des betreffenden 
Drittlands oder der betreffenden internationalen Organisation, sowie bei den in Artikel 
49 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumentierung 
geeigneter Garantien; 

6. wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Löschung der verschiedenen 
Datenkategorien; 

7. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und 
organisatorischen Maßnahmen gemäß Artikel 32 Absatz 1. 

2. Jeder Auftragsverarbeiter und gegebenenfalls sein Vertreter führen ein Verzeichnis zu 
allen Kategorien von im Auftrag eines Verantwortlichen durchgeführten Tätigkeiten der 
Verarbeitung, die Folgendes enthält:  

1. den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverarbeiters oder der 
Auftragsverarbeiter und jedes Verantwortlichen, in dessen Auftrag der 
Auftragsverarbeiter tätig ist, sowie gegebenenfalls des Vertreters des Verantwortlichen 
oder des Auftragsverarbeiters und eines etwaigen Datenschutzbeauftragten; 

2. die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag jedes Verantwortlichen durchgeführt 
werden; 

3. gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder 
an eine internationale Organisation, einschließlich der Angabe des betreffenden 
Drittlands oder der betreffenden internationalen Organisation, sowie bei den in Artikel 
49 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumentierung 
geeigneter Garantien; 

4. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen gemäß Artikel 32 Absatz 1. 

3. Das in den Absätzen 1 und 2 genannte Verzeichnis ist schriftlich zu führen, was auch in 
einem elektronischen Format erfolgen kann. 

4. Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter sowie gegebenenfalls der Vertreter 
des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters stellen der Aufsichtsbehörde 
das Verzeichnis auf Anfrage zur Verfügung. 
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5. Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pflichten gelten nicht für Unternehmen oder 
Einrichtungen, die weniger als 250 Mitarbeiter beschäftigen, es sei denn die von ihnen 
vorgenommene Verarbeitung birgt ein Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen 
Personen, die Verarbeitung erfolgt nicht nur gelegentlich oder es erfolgt eine 
Verarbeitung besonderer Datenkategorien gemäß Artikel 9 Absatz 1 bzw. die Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten im Sinne 
des Artikels 10. 

 

b) Beschreibung der technischen und organisatorischen 

Massnahmen (TOM’s) 
 

Art. 32 DSGVO Sicherheit der Verarbeitung 

1. Unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der Implementierungskosten und der Art, 
des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung sowie der 
unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des Risikos für die Rechte und 
Freiheiten natürlicher Personen treffen der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
geeignete technische und organisatorische Maßnahmen, um ein dem Risiko 
angemessenes Schutzniveau zu gewährleisten; diese Maßnahmen schließen 
gegebenenfalls unter anderem Folgendes ein:  

1. die Pseudonymisierung und Verschlüsselung personenbezogener Daten; 

2. die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der 
Systeme und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer 
sicherzustellen; 

3. die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten und den Zugang zu 
ihnen bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen; 

4. ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der 
Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Gewährleistung 
der Sicherheit der Verarbeitung. 

2. Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken zu 
berücksichtigen, die mit der Verarbeitung – insbesondere durch Vernichtung, Verlust oder 
Veränderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, oder unbefugte Offenlegung von 
beziehungsweise unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten, die übermittelt, 
gespeichert oder auf andere Weise verarbeitet wurden – verbunden sind. 

3. Die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln gemäß Artikel 40 oder eines genehmigten 
Zertifizierungsverfahrens gemäß Artikel 42 kann als Faktor herangezogen werden, um die 
Erfüllung der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Anforderungen 
nachzuweisen. 

4. Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter unternehmen Schritte, um sicherzustellen, 
dass ihnen unterstellte natürliche Personen, die Zugang zu personenbezogenen Daten 
haben, diese nur auf Anweisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, sie sind 
nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten zur Verarbeitung verpflichtet. 
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c) ADV-Vertrag bei Weitergabe der Verarbeitung von pbD an Dritte 

oder bei Verarbeitung von Daten Dritter 

Art. 28 DSGVO Auftragsverarbeiter 

1. Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines Verantwortlichen, so arbeitet dieser nur mit 
Auftragsverarbeitern, die hinreichend Garantien dafür bieten, dass geeignete technische 
und organisatorische Maßnahmen so durchgeführt werden, dass die Verarbeitung im 
Einklang mit den Anforderungen dieser Verordnung erfolgt und den Schutz der Rechte der 
betroffenen Person gewährleistet. 

2. 1Der Auftragsverarbeiter nimmt keinen weiteren Auftragsverarbeiter ohne vorherige 
gesonderte oder allgemeine schriftliche Genehmigung des Verantwortlichen in 
Anspruch. 2Im Fall einer allgemeinen schriftlichen Genehmigung informiert der 
Auftragsverarbeiter den Verantwortlichen immer über jede beabsichtigte Änderung in 
Bezug auf die Hinzuziehung oder die Ersetzung anderer Auftragsverarbeiter, wodurch der 
Verantwortliche die Möglichkeit erhält, gegen derartige Änderungen Einspruch zu erheben. 

3. 1Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter erfolgt auf der Grundlage eines 
Vertrags oder eines anderen Rechtsinstruments nach dem Unionsrecht oder dem Recht 
der Mitgliedstaaten, der bzw. das den Auftragsverarbeiter in Bezug auf den 
Verantwortlichen bindet und in dem Gegenstand und Dauer der Verarbeitung, Art und 
Zweck der Verarbeitung, die Art der personenbezogenen Daten, die Kategorien betroffener 
Personen und die Pflichten und Rechte des Verantwortlichen festgelegt sind. 2Dieser 
Vertrag bzw. dieses andere Rechtsinstrument sieht insbesondere vor, dass der 
Auftragsverarbeiter  

1. die personenbezogenen Daten nur auf dokumentierte Weisung des Verantwortlichen 
– auch in Bezug auf die Übermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland oder 
eine internationale Organisation – verarbeitet, sofern er nicht durch das Recht der 
Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Auftragsverarbeiter unterliegt, hierzu 
verpflichtet ist; in einem solchen Fall teilt der Auftragsverarbeiter dem Verantwortlichen 
diese rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, sofern das betreffende 
Recht eine solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen öffentlichen Interesses 
verbietet; 

2. gewährleistet, dass sich die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten 
Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet haben oder einer angemessenen 
gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen; 

3. alle gemäß Artikel 32 erforderlichen Maßnahmen ergreift; 

4. die in den Absätzen 2 und 4 genannten Bedingungen für die Inanspruchnahme der 
Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters einhält; 

5. angesichts der Art der Verarbeitung den Verantwortlichen nach Möglichkeit mit 
geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen dabei unterstützt, 
seiner Pflicht zur Beantwortung von Anträgen auf Wahrnehmung der in Kapitel III 
genannten Rechte der betroffenen Person nachzukommen; 

6. unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfügung stehenden 
Informationen den Verantwortlichen bei der Einhaltung der in den Artikeln 32 bis 36 
genannten Pflichten unterstützt; 

7. nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungsleistungen alle 
personenbezogenen Daten nach Wahl des Verantwortlichen entweder löscht oder 
zurückgibt und die vorhandenen Kopien löscht, sofern nicht nach dem Unionsrecht 
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oder dem Recht der Mitgliedstaaten eine Verpflichtung zur Speicherung der 
personenbezogenen Daten besteht; 

8. dem Verantwortlichen alle erforderlichen Informationen zum Nachweis der Einhaltung 
der in diesem Artikel niedergelegten Pflichten zur Verfügung stellt und Überprüfungen 
– einschließlich Inspektionen –, die vom Verantwortlichen oder einem anderen von 
diesem beauftragten Prüfer durchgeführt werden, ermöglicht und dazu beiträgt. 

Mit Blick auf Unterabsatz 1 Buchstabe h informiert der Auftragsverarbeiter den 
Verantwortlichen unverzüglich, falls er der Auffassung ist, dass eine Weisung gegen 
diese Verordnung oder gegen andere Datenschutzbestimmungen der Union oder der 
Mitgliedstaaten verstößt. 

4. 1Nimmt der Auftragsverarbeiter die Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters in 
Anspruch, um bestimmte Verarbeitungstätigkeiten im Namen des Verantwortlichen 
auszuführen, so werden diesem weiteren Auftragsverarbeiter im Wege eines Vertrags oder 
eines anderen Rechtsinstruments nach dem Unionsrecht oder dem Recht des 
betreffenden Mitgliedstaats dieselben Datenschutzpflichten auferlegt, die in dem 
Vertrag oder anderen Rechtsinstrument zwischen dem Verantwortlichen und dem 
Auftragsverarbeiter gemäß Absatz 3 festgelegt sind, wobei insbesondere hinreichende 
Garantien dafür geboten werden muss, dass die geeigneten technischen und 
organisatorischen Maßnahmen so durchgeführt werden, dass die Verarbeitung 
entsprechend den Anforderungen dieser Verordnung erfolgt. 2Kommt der weitere 
Auftragsverarbeiter seinen Datenschutzpflichten nicht nach, so haftet der erste 
Auftragsverarbeiter gegenüber dem Verantwortlichen für die Einhaltung der Pflichten jenes 
anderen Auftragsverarbeiters. 

5. Die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln gemäß Artikel 40 oder eines genehmigten 
Zertifizierungsverfahrens gemäß Artikel 42 durch einen Auftragsverarbeiter kann als Faktor 
herangezogen werden, um hinreichende Garantien im Sinne der Absätze 1 und 4 des 
vorliegenden Artikels nachzuweisen. 

6. Unbeschadet eines individuellen Vertrags zwischen dem Verantwortlichen und dem 
Auftragsverarbeiter kann der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument im Sinne der 
Absätze 3 und 4 des vorliegenden Artikels ganz oder teilweise auf den in den Absätzen 7 
und 8 des vorliegenden Artikels genannten Standardvertragsklauseln beruhen, auch wenn 
diese Bestandteil einer dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter gemäß den 
Artikeln 42 und 43 erteilten Zertifizierung sind. 

7. Die Kommission kann im Einklang mit dem Prüfverfahren gemäß Artikel 93 Absatz 2 
Standardvertragsklauseln zur Regelung der in den Absätzen 3 und 4 des vorliegenden 
Artikels genannten Fragen festlegen. 

8. Eine Aufsichtsbehörde kann im Einklang mit dem Kohärenzverfahren gemäß Artikel 63 
Standardvertragsklauseln zur Regelung der in den Absätzen 3 und 4 des vorliegenden 
Artikels genannten Fragen festlegen. 

9. Der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument im Sinne der Absätze 3 und 4 ist schriftlich 
abzufassen, was auch in einem elektronischen Format erfolgen kann. 

10. Unbeschadet der Artikel 82, 83 und 84 gilt ein Auftragsverarbeiter, der unter Verstoß 
gegen diese Verordnung die Zwecke und Mittel der Verarbeitung bestimmt, in Bezug auf 
diese Verarbeitung als Verantwortlicher. 

Hinweis: Risiko Haftungsfreistellung für Bußgelder bei Verträgen mit Großkonzernen! 
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6. Meldepflichten 

Art. 33 DSGVO Meldung von Verletzungen des Schutzes 

personenbezogener Daten an die Aufsichtsbehörde 

1. 1Im Falle einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten meldet der 
Verantwortliche unverzüglich und möglichst binnen 72 Stunden, nachdem ihm die 
Verletzung bekannt wurde, diese der gemäß Artikel 55 zuständigen Aufsichtsbehörde, es 
sei denn, dass die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich 
nicht zu einem Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen führt. 2Erfolgt die 
Meldung an die Aufsichtsbehörde nicht binnen 72 Stunden, so ist ihr eine Begründung für 
die Verzögerung beizufügen. 

2. Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 
bekannt wird, meldet er diese dem Verantwortlichen unverzüglich. 

3. Die Meldung gemäß Absatz 1 enthält zumindest folgende Informationen:  

1. eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, 
soweit möglich mit Angabe der Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffenen 
Personen, der betroffenen Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffenen 
personenbezogenen Datensätze; 

2. den Namen und die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder einer 
sonstigen Anlaufstelle für weitere Informationen; 

3. eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten; 

4. eine Beschreibung der von dem Verantwortlichen ergriffenen oder 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Behebung der Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten und gegebenenfalls Maßnahmen zur Abmilderung ihrer 
möglichen nachteiligen Auswirkungen. 

4. Wenn und soweit die Informationen nicht zur gleichen Zeit bereitgestellt werden können, 
kann der Verantwortliche diese Informationen ohne unangemessene weitere Verzögerung 
schrittweise zur Verfügung stellen. 

5. 1Der Verantwortliche dokumentiert Verletzungen des Schutzes personenbezogener 
Daten einschließlich aller im Zusammenhang mit der Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten stehenden Fakten, von deren Auswirkungen und der 
ergriffenen Abhilfemaßnahmen. 2Diese Dokumentation ermöglicht der Aufsichtsbehörde die 
Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Artikels. 

 

7. Datenschutzbeauftragter 

§ 38 BDSG Datenschutzbeauftragte nichtöffentlicher Stellen 

1. 1Ergänzend zu Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b und c der Verordnung (EU) 2016/679 
benennen der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter eine Datenschutzbeauftragte 
oder einen Datenschutzbeauftragten, soweit sie in der Regel mindestens zehn Personen 
ständig mit der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigen. 
2Nehmen der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter Verarbeitungen vor, die einer 
Datenschutz-Folgenabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 
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unterliegen, oder verarbeiten sie personenbezogene Daten geschäftsmäßig zum Zweck 
der Übermittlung, der anonymisierten Übermittlung oder für Zwecke der Markt- oder 
Meinungsforschung, haben sie unabhängig von der Anzahl der mit der Verarbeitung 
beschäftigten Personen eine Datenschutzbeauftragte oder einen Datenschutzbeauftragten 
zu benennen. 

2. § 6 Absatz 4, 5 Satz 2 und Absatz 6 finden Anwendung, § 6 Absatz 4 jedoch nur, wenn die 
Benennung einer oder eines Datenschutzbeauftragten verpflichtend ist. 

 

Art. 37 DSGVO Benennung eines Datenschutzbeauftragten 

1. Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter benennen auf jeden Fall einen 
Datenschutzbeauftragten, wenn  

1. die Verarbeitung von einer Behörde oder öffentlichen Stelle durchgeführt wird, mit 
Ausnahme von Gerichten, soweit sie im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit handeln, 

2. die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der 
Durchführung von Verarbeitungsvorgängen besteht, welche aufgrund ihrer Art, 
ihres Umfangs und/oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regelmäßige und 
systematische Überwachung von betroffenen Personen erforderlich machen, oder 

3. die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der 
umfangreichen Verarbeitung besonderer Kategorien von Daten gemäß Artikel 9 
oder von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten 
gemäß Artikel 10 besteht. 

2. Eine Unternehmensgruppe darf einen gemeinsamen Datenschutzbeauftragten 
ernennen, sofern von jeder Niederlassung aus der Datenschutzbeauftragte leicht erreicht 
werden kann. 

3. Falls es sich bei dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter um eine Behörde 
oder öffentliche Stelle handelt, kann für mehrere solcher Behörden oder Stellen unter 
Berücksichtigung ihrer Organisationsstruktur und ihrer Größe ein gemeinsamer 
Datenschutzbeauftragter benannt werden. 

4. 1In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen können der Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter oder Verbände und andere Vereinigungen, die Kategorien von 
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern vertreten, einen Datenschutzbeauftragten 
benennen; falls dies nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten vorgeschrieben 
ist, müssen sie einen solchen benennen. 2Der Datenschutzbeauftragte kann für derartige 
Verbände und andere Vereinigungen, die Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter 
vertreten, handeln. 

5. Der Datenschutzbeauftragte wird auf der Grundlage seiner beruflichen Qualifikation und 
insbesondere des Fachwissens benannt, das er auf dem Gebiet des Datenschutzrechts 
und der Datenschutzpraxis besitzt, sowie auf der Grundlage seiner Fähigkeit zur Erfüllung 
der in Artikel 39 genannten Aufgaben. 

6. Der Datenschutzbeauftragte kann Beschäftigter des Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters sein oder seine Aufgaben auf der Grundlage eines 
Dienstleistungsvertrags erfüllen. 

7. Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter veröffentlicht die Kontaktdaten des 
Datenschutzbeauftragten und teilt diese Daten der Aufsichtsbehörde mit. 
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8. Haftung und Bußgelder 

Art. 82 DSGVO Haftung und Recht auf Schadenersatz 

1. Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen diese Verordnung ein materieller oder 
immaterieller Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen den 
Verantwortlichen oder gegen den Auftragsverarbeiter. 

2. 1Jeder an einer Verarbeitung beteiligte Verantwortliche haftet für den Schaden, der 
durch eine nicht dieser Verordnung entsprechende Verarbeitung verursacht wurde. 2Ein 
Auftragsverarbeiter haftet für den durch eine Verarbeitung verursachten Schaden nur 
dann, wenn er seinen speziell den Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus dieser 
Verordnung nicht nachgekommen ist oder unter Nichtbeachtung der rechtmäßig erteilten 
Anweisungen des für die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder gegen diese 
Anweisungen gehandelt hat. 

3. Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter wird von der Haftung gemäß Absatz 2 
befreit, wenn er nachweist, dass er in keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den 
der Schaden eingetreten ist, verantwortlich ist. 

4. Ist mehr als ein Verantwortlicher oder mehr als ein Auftragsverarbeiter bzw. sowohl 
ein Verantwortlicher als auch ein Auftragsverarbeiter an derselben Verarbeitung beteiligt 
und sind sie gemäß den Absätzen 2 und 3 für einen durch die Verarbeitung verursachten 
Schaden verantwortlich, so haftet jeder Verantwortliche oder jeder Auftragsverarbeiter 
für den gesamten Schaden, damit ein wirksamer Schadensersatz für die betroffene 
Person sichergestellt ist. 

5. Hat ein Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter gemäß Absatz 4 vollständigen 
Schadenersatz für den erlittenen Schaden gezahlt, so ist dieser Verantwortliche oder 
Auftragsverarbeiter berechtigt, von den übrigen an derselben Verarbeitung beteiligten für 
die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern den Teil des 
Schadenersatzes zurückzufordern, der unter den in Absatz 2 festgelegten Bedingungen 
ihrem Anteil an der Verantwortung für den Schaden entspricht. 

 

 

 

Art. 83 DSGVO Allgemeine Bedingungen für die Verhängung von 

Geldbußen 

1. Jede Aufsichtsbehörde stellt sicher, dass die Verhängung von Geldbußen gemäß diesem 
Artikel für Verstöße gegen diese Verordnung gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 in jedem 
Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und abschreckend ist. 

2. 1Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls zusätzlich zu oder anstelle von 
Maßnahmen nach Artikel 58 Absatz 2 Buchstaben a bis h und j verhängt. 2Bei der 
Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße und über deren Betrag wird in jedem 
Einzelfall Folgendes gebührend berücksichtigt:  
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1. Art, Schwere und Dauer des Verstoßes unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs 
oder des Zwecks der betreffenden Verarbeitung sowie der Zahl der von der 
Verarbeitung betroffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen 
Schadens; 

2. Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes; 

3. jegliche von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter getroffenen 
Maßnahmen zur Minderung des den betroffenen Personen entstandenen Schadens; 

4. Grad der Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters unter 
Berücksichtigung der von ihnen gemäß den Artikeln 25 und 32 getroffenen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen; 

5. etwaige einschlägige frühere Verstöße des Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters; 

6. Umfang der Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde, um dem Verstoß 
abzuhelfen und seine möglichen nachteiligen Auswirkungen zu mindern; 

7. Kategorien personenbezogener Daten, die von dem Verstoß betroffen sind; 

8. Art und Weise, wie der Verstoß der Aufsichtsbehörde bekannt wurde, insbesondere 
ob und gegebenenfalls in welchem Umfang der Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter den Verstoß mitgeteilt hat; 

9. Einhaltung der nach Artikel 58 Absatz 2 früher gegen den für den betreffenden 
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter in Bezug auf denselben Gegenstand 
angeordneten Maßnahmen, wenn solche Maßnahmen angeordnet wurden; 

10. Einhaltung von genehmigten Verhaltensregeln nach Artikel 40 oder genehmigten 
Zertifizierungsverfahren nach Artikel 42 und 

11. jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umstände im jeweiligen Fall, wie 
unmittelbar oder mittelbar durch den Verstoß erlangte finanzielle Vorteile oder 
vermiedene Verluste. 

3. Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter bei gleichen oder miteinander 
verbundenen Verarbeitungsvorgängen vorsätzlich oder fahrlässig gegen mehrere 
Bestimmungen dieser Verordnung, so übersteigt der Gesamtbetrag der Geldbuße nicht 
den Betrag für den schwerwiegendsten Verstoß. 

4. Bei Verstößen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2 
Geldbußen von bis zu 10 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 2 
% seines gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen 
Geschäftsjahrs verhängt, je nachdem, welcher der Beträge höher ist:  

1. die Pflichten der Verantwortlichen und der Auftragsverarbeiter gemäß den Artikeln 8, 
11, 25 bis 39, 42 und 43; 

2. die Pflichten der Zertifizierungsstelle gemäß den Artikeln 42 und 43; 

3. die Pflichten der Überwachungsstelle gemäß Artikel 41 Absatz 4. 

5. Bei Verstößen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2 
Geldbußen von bis zu 20 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 
% seines gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen 
Geschäftsjahrs verhängt, je nachdem, welcher der Beträge höher ist:  
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1. die Grundsätze für die Verarbeitung, einschließlich der Bedingungen für die 
Einwilligung, gemäß den Artikeln 5, 6, 7 und 9; 

2. die Rechte der betroffenen Person gemäß den Artikeln 12 bis 22; 

3. die Übermittlung personenbezogener Daten an einen Empfänger in einem Drittland 
oder an eine internationale Organisation gemäß den Artikeln 44 bis 49; 

4. alle Pflichten gemäß den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die im Rahmen des 
Kapitels IX erlassen wurden; 

5. Nichtbefolgung einer Anweisung oder einer vorübergehenden oder endgültigen 
Beschränkung oder Aussetzung der Datenübermittlung durch die Aufsichtsbehörde 
gemäß Artikel 58 Absatz 2 oder Nichtgewährung des Zugangs unter Verstoß gegen 
Artikel 58 Absatz 1. 

6. Bei Nichtbefolgung einer Anweisung der Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 58 Absatz 2 
werden im Einklang mit Absatz 2 des vorliegenden Artikels Geldbußen von bis zu 20 000 
000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 % seines gesamten weltweit 
erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs verhängt, je nachdem, 
welcher der Beträge höher ist. 

7. Unbeschadet der Abhilfebefugnisse der Aufsichtsbehörden gemäß Artikel 58 Absatz 2 
kann jeder Mitgliedstaat Vorschriften dafür festlegen, ob und in welchem Umfang gegen 
Behörden und öffentliche Stellen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen 
sind, Geldbußen verhängt werden können. 

8. Die Ausübung der eigenen Befugnisse durch eine Aufsichtsbehörde gemäß diesem Artikel 
muss angemessenen Verfahrensgarantien gemäß dem Unionsrecht und dem Recht der 
Mitgliedstaaten, einschließlich wirksamer gerichtlicher Rechtsbehelfe und 
ordnungsgemäßer Verfahren, unterliegen. 

9. 1Sieht die Rechtsordnung eines Mitgliedstaats keine Geldbußen vor, kann dieser Artikel so 
angewandt werden, dass die Geldbuße von der zuständigen Aufsichtsbehörde in die Wege 
geleitet und von den zuständigen nationalen Gerichten verhängt wird, wobei 
sicherzustellen ist, dass diese Rechtsbehelfe wirksam sind und die gleiche Wirkung wie die 
von Aufsichtsbehörden verhängten Geldbußen haben. 2In jeden Fall müssen die 
verhängten Geldbußen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 3Die 
betreffenden Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum 25. Mai 2018 die 
Rechtsvorschriften mit, die sie aufgrund dieses Absatzes erlassen, sowie unverzüglich alle 
späteren Änderungsgesetze oder Änderungen dieser Vorschriften. 

 

Hinweis: Diese Zusammenstellung stellt nur einen Auszug aus der DGVO dar, erhebt keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit und ist keine rechtliche Beratung! 

Gez. RA S. Schäfer 
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